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Folgen einer falsch eingeschätzten Kündigung

BGH Urteil vom 18.06.2025
Das Thema Kündigung im Wohnraummietrecht ist von besonderer praktischer Bedeutung, da es einen sensiblen Bereich 
betrifft: das Zuhause des Mieters. Aus diesem Grund genießt der Wohnraummieter einen besonderen Kündigungsschutz. 
Erfolgt eine Kündigung des Mietverhältnisses, führt dies oft zu Streitigkeiten zwischen den Parteien. So auch in einem 
aktuellen Fall des BGH (BGH, Urt. v. 18.06.2025 – VIII ZR 291/23).

Dem Urteil des BGH lag folgender Sachverhalt zugrunde: Mieter und Vermieter schlossen einen Mietvertrag und verein-
barten einen gegenseitigen Kündigungsausschluss für die ersten fünf Jahre. Allerdings kündigte der Mieter das Miet-
verhältnis bereits nach acht Monaten zum Ende des ersten Mietjahres. Der Vermieter ging aufgrund des Kündigungsaus-
schlusses von einer unwirksamen Kündigung aus und äußerte keinen Rückerlangungswillen bezüglich der  Wohnung. Der 
Mieter zog aus, ließ noch für weitere fünf Monate seine Einbauküche und andere Möbel in der Wohnung gelagert und 
wohnte nun woanders. In diesem Zeitraum zahlte er die Miete nur noch unter Vorbehalt und schließlich gar nicht mehr. 
Der Vermieter kündigte daraufhin außerordentlich. Später wurde gerichtlich festgestellt, dass die Kündigung des Mieters 
wirksam war. Konsequenz war, dass der Mieter seine Kaution und seine vorbehaltlich gezahlte Miete zurückforderte. Im 
Gegensatz dazu forderte der Vermieter eine Nutzungsentschädigung in Höhe der zuvor vereinbarten Miete.

B. Entscheidung des BGH

31.07.2025

A. Sachverhalt

Der BGH entschied, dass dem Mieter ein Rückzahlungsanspruch der unter Vorbehalt bezahlten Miete zusteht. Schließlich 
war der Rechtsgrund für die Zahlung mit der Kündigung des Mietvertrages entfallen. Hiervon muss sich der Mieter aller-
dings die Nutzungsentschädigung abziehen lassen.

Für die Nutzungsentschädigung kommt zwar grundsätzlich ein Anspruch des Vermieters in Betracht, wurde jedoch hier 
vom BGH abgelehnt. Denn der Mieter hat die Wohnung dem Vermieter nicht vorenthalten. Ein Vorenthalten setzt nämlich 
voraus, dass der Mieter die Mietsache nicht zurückgibt und dass das Unterlassen der Herausgabe dem Willen des Ver-
mieters widerspricht. Vorliegend ist der Anspruch an dem mangelnden Rückerlangungswillen des Vermieters gescheitert. 
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C. Fazit

Es ist daher zu empfehlen, Kündigungen vollumfänglich rechtlich beurteilen zu lassen, um mögliche Verluste oder Kos-
ten auf ein Minimum zu senken. Für Fragen im konkreten Einzelfall empfiehlt sich eine individuelle und einzelfallbezoge-
ne Analyse. Gerne stehen wir Ihnen hierfür zur Verfügung.

Denn dieser ging von einem Fortbestehen des Mietverhältnisses aus und machte die Rückgabe der Wohnung nicht gel-
tend. Hierfür reicht es nicht aus, dass der tatsächliche Wille des Vermieters auf die Rückerlangung der Mietsache gerichtet 
sei, falls der Mieter sich im Prozess durchsetzt und damit die Kündigung wirksam ist. Es hätte nämlich eine unbillige Ver-
lagerung des wirtschaftlichen Risikos auf den Mieter zur Folge.

Dem Vermieter stand somit nur noch ein Anspruch auf Herausgabe der gezogenen Nutzungen zu. Hier kommt es aber auf 
die tatsächlich gezogenen Nutzungen an und nicht auf den objektiven Mietwert der betroffenen Wohnung. Da der Mieter 
bereits ausgezogen war und die Wohnung nur noch als Lager benutzte, waren die Kosten so zu bestimmen, wie der Mie-
ter diese für einen entsprechenden Lagerraum hätte aufwenden müssen. Im Ergebnis kam das Gericht so zu gezogenen 
Nutzungen von 120 EUR pro Monat. Etwas anderes würde natürlich gelten, wenn der Mieter die Wohnung weiterhin zur 
Wohnraummiete genutzt hätte.
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